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30 Verordnung 
über die Invalidenverſicherung in der Seeſchiffahrt. 
Vom 29. 2. 1932. 
Auf Grund des $ 1245 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird hiermit verordnet: 
8 1 
Die Zugehörigkeit der zur Beſatzung von Seefahrzeugen gehörenden verſicherungspflichtigen Per⸗ 
ſonen zu den Lohnklaſſen der Invalidenverſicherung richtet ſich nach den auf Grund des $ 1070 der 
Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzten Durchſchnittsſätzen. Für die in Schlepper⸗ und Leichterbetrieben 
und die übrigen in der Seeſchiffahrt beſchäftigten verſicherungspflichtigen Perſonen iſt der tatſächliche 
Arbeitsverdienſt maßgebend. 
8 2 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1932 in Kraft. Mit dem gleichen Tage 
tritt die Verordnung über die Verſicherung der in der Kauffahrteiflotte, auf Kabeldampfern und 
Schulſchiffen ſowie in der Hochſeefiſchereiflotte beſchäftigten, nach dem Vierten Buche der Reichsver⸗ 
ſicherungsordnung verſicherungspflichtigen Perſonen vom 11. Februar 1930 (G. Bl. S. 57) außer Kraft. 
Danzig, den 29. Februar 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski-Keiſer 


31 Verordnung 


betreffend Befreiung vorübergehender Dienſtleiſtungen von der Krankenverſicherungspflicht. 
Vom 1. 3. 1932. 
Auf Grund des $ 168 der Reichsverſicherungsordnung wird folgendes beſtimmt: 
5 
Landwirtſchaftliche Wanderarbeiter im Sinne des Geſetzes über die Beſchäftigung ausländiſcher 
Wanderarbeiter in der Landwirtſchaft vom 29. Oktober 1929 (G. Bl. S. 139) ſind verſicherungsfrei. 
82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 1. März 1932. f 
: Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski-Keiſer 


Verordnung 
über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes. 
Vom 1. 3. 1932. 
Auf Grund des $ 1 Nr. 19 und Nr. 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 
(G. Bl. S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Kapitel ! 
Krankenverſicherung 
Abſchnitt 1 
8 1 
J) Zur Regelung der Beziehungen zwiſchen Krankenkaſſen und Arzten wird ein Landesausſchuß 
für Arzte und Krankenkaſſen gebildet. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 13. 3. 1932.) 
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vertretung darin. Im Bedarfsfall kann er für jedes dieſer Mitglieder noch einen Stellvertreter beſtellen. 
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Landesausſchuß für 3 und 9 


träge, welche die Krankenkaſſen mit Krankenhäuſern, Polikliniken und ſonſtigen Einrichtungen über Kur 
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(2) Er beſteht aus neun Mitgliedern. Sechs von ihnen werden je zur Hälfte und auf die Dauer 
von vier Jahren von den für das Gebiet der Freien Stadt Danzig beſtehenden Spitzenverbänden der 
Arzte und Krankenkaſſen gewählt. Der Senat feßi feſt, welche Verbände hiernach wahlberechtigt ſind 
und erläßt die erforderlichen Ausführungsbeſtimmangen. Für dieſe Mitglieder ſind Stellvertreter in der 
nötigen Zahl zu wählen. Dieſe Mitglieder und ihre Stellvertreter verſehen ihr Amt als Ehrenamt. 

(8) Drei weitere Mitglieder ernennt der Senat nach Anhörung der genannten Spitzenverbände als 
unparteiiſche Mitglieder und betraut je einen von ihnen mit der Führung des Vorſitzes und der Stell— 


(4) Der Landesausſchuß ſtellt für die Führung der Geſchäfte und die Tragung der Koſten eine 
Geſchäftsordnung auf. 
(5) Für grundſätzliche Beſchlüſſe des Landesausſchuſſes auf dem Gebiet der Vertrags- und Zu⸗ 
laſſungsordnung iſt eine Zweidrittelmehrheit erforderlich und genügend. Die Geſchäftsordnung kann 
die gleiche Mehrheit auch für andere Angelegenheiten von grundſätzlicher Bedeutung vorſchreiben. a 
(6) Der Landesausſchuß iſt beſchlußfähig, auch wenn von den N der Arzte und der Kran— 
kenkaſſen nur je zwei an der Verhandlung teilnehmen. 
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(J) Der kaſſenärztliche Dienſt wird durch ſchriftlichen Vertrag der Krankenkaſſen und Arzte geregelt. 

(2) Zu dieſem Zwecke ſchließen die Krankenkaſſen (Kaſſenverbände, Kaſſenvereinigungen) und die 
beteiligten kaſſenärztlichen Vereinigungen Geſamtverträge. Einen unmittelbaren Beſtandteil der Geſamt⸗ 3 
verträge bildet der von den Parteien für allgemein gültig erklärte Teil der Verträge (Mantelverträge), 
welche die Spitzenverbände der Krankenkaſſen und Arzte oder ihre bezirklichen Unterverbände über die 
kaſſenärztliche Verſorgung ſchließen. 

(3) Für das Zuſtandekommen des Einzelvertrages iſt die ſchriftliche Erklärung des Kaſſenarztes, 
sat er dem Geſamtvertrag beitritt, erforderlich und genügend. 


§8 3 
Fiür die Dienſte der Arzte — mit Einſchluß der Sachleiſtungen und Wegegebühren — gewährt 
die Krankenkaſſe eine Geſamtvergütung, deren Höhe ſich nach dem durchſchnittlichen Jahresbedarf für 
ein Kaſſenmitglied beſtimmt (Kopfpauſchale). Dabei ſind neben den allgemeinen Erfahrungsgrundſätzen 
die beſonderen Umſtände bei einer Kaſſe, die wirtſchaftlichen Notwendigkeiten und die jeweiligen An⸗ 
derungen im Grundlohn zu berüdfichtigen. 

8 4 } 

Die Kaſſe entrichtet die der durchſchnittlichen Mitgliederzahl entſprechende Geſamtvergütung mit be 

freiender Wirkung an die kaſſenärztliche Vereinigung. Die Vereinigung verteilt die Geſamtvergütung 
unter die Kaſſenärzte und wendet dabei den Maßſtab an, den ſie im Benehmen mit der Krankenkaſſe 
feſtgeſetzt hat. 

8 5 


(1) Die kaſſenärztliche Vereinigung überwacht die Erfüllung der den Kaſſenärzten obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen; die Aufgaben der Vertrauensärzte der Krankenkaſſen (§ 368 der Reichsverſicherungsord⸗ 
nung) bleiben unberührt. f 1 

(2) Die Vereinigung übernimmt nach näherer Beſtimmung des Landesausſchuſſes für Arzte und 5 
Krankenkaſſen den Krankenkaſſen gegenüber die Gewähr dafür, daß die kaſſenärztliche Verſorgung der f 
Kranken ausreichend und zweckmäßig, die Verordnung von Heilmaßnahmen, insbeſondere von Arznei 
und Heilmitteln, nach Art und Umfang wirtſchaftlich iſt und daß die Beſcheinigungen über die Arbeits⸗ 7 
unfähigkeit und ihre Dauer unter gewiſſenhafter Würdigung der maßgebenden Verhältniſſe ausgeſtellt 
werden. 2 

(3) Die Befugniſſe der Vereinigung gegenüber den Kaſſenärzten, die ihre Verpflichtungen nicht 5 
oder nicht in gehöriger Weiſe erfüllen, und die Rechtsmittel des betroffenen Kaſſenarztes Tegel der 


§ 6 u 

Die kaſſenärztliche Vereinigung umfaßt die Kaſſenärzte ihres Bezirkes; die Mitgliedſchaft beginnt 1 
ſpäteſtens en der Zulaſſung, fie endet früheſtens mit dieſer. Re. 
§ 7 7 = 

Unberührt bleiben die Verträge der Krankenkaſſen mit ihren angeſtellten Arzten und die Ver— g £ 


und Pflege, über Unterſuchungen für Zwecke der Krankheitserkennung oder über N von Sach N 
leiſtungen ſchließen. g 0 
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8 8 
(1) Die Zulaſſung zur kaſſenärztlichen Tätigkeit erfolgt für örtliche Bezirke (Zulaſſungsbezirke). 
| (2) Für die kaſſenärztliche Verſorgung der Verſicherten und ihrer Angehörigen werden ſoviel Arzte 
zugelaſſen, daß auf je 800 Verſicherte im Zulaſſungsbezirk ein Arzt trifft. Dieſe Verhältniszahl darf zu⸗ 
gunſten der Arzte, die am 1. Januar 1932 im Arztregiſter eingetragen und drei Jahre als appro⸗ 
bierte Arzte dauernd tätig waren, und nach näherer Beſtimmung des Landesausſchuſſes für Arzte und 
Krankenkaſſen auch zugunſten anderer Gruppen von Arzten vorübergehend geändert werden. Sind in 
einem Zulaſſungsbezirke mehr Arzte zugelaſſen, als der Verhältniszahl im Satz 1 entſpricht, ſo darf bis 
zur Erreichung dieſer Zahl nur jede dritte freiwerdende Stelle beſetzt werden. 


§ 9 
(1) Der Landesausſchuß für Arzte und Krankenkaſſen erläßt die erforderlichen Überleitungs- und 
Ausführungsbeſtimmungen. 
(2) Den Gegenſtand dieſer Beſtimmungen bildet insbeſondere 
1. der allgemeine Inhalt der Arztverträge und ihr Zuſtandekommen (S 2), das Kopfpauſchale 
(§ 3), die Bildung der kaſſenärztlichen Vereinigungen, die Gewähr für ausreichende, zwed- 
mäßige und wirtſchaftliche Verſorgung der Kranken ($ 5), die Überleitung der bisherigen Arzt⸗ 
verträge, die Schlichtung von Streitigkeiten aus Arztverträgen (Vertragsordnung), 
2. die Zulaſſung von Arzten zur Tätigkeit bei den Krankenkaſſen (Zulaſſungsordnung), 
3. die Sicherung gegen eine übermäßige Inanſpruchnahme der Krankenkaſſen. 
(3) Dem Landesausſchuß ſteht die Auslegung und die Anderung ſeiner Beſtimmungen zu. 
(4) Die Beſtimmungen und ihre Anderungen bedürfen der Zuſtimmung des Senats. 
s 10 
Kommen die erforderlichen Beſchlüſſe des Landesausſchuſſes nicht zuſtande oder ſtimmt ihnen der 
Senat nicht zu, ſo erläßt der Senat die notwendigen Beſtimmungen. l 
su 
(1) Der Senat wird ermächtigt, die Vorſchriften in den §s 368 bis 373 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung zu ändern, ſoweit es die Vorſchriften dieſer Verordnung und die Ausführungsbeſtimmungen 
erfordern. Er kann dabei die Zuſtändigkeit von Verſicherungsbehörden ändern oder aufheben. 
(2) Der Senat wird außerdem ermächtigt, das Verhältnis zwiſchen Krankenkaſſen und Zahn⸗ 
behandlern (SS 122, 123 der Reichsverſicherungsordnung) zu regeln. 
8 12 
Dieſer Abſchnitt tritt mit dem 1. Juli 1932 in Kraft. 
Abſchnitt 2 
81 
(1) Für Verſicherte einer Landkrankenkaſſe beträgt das Krankengeld bis auf weiteres vierzig vom 
Hundert des Grundlohns. Die Satzung kann das Krankengeld von der ſiebenten Woche der Arbeits- 
unfähigkeit an bis auf fünfzig vom Hundert erhöhen; fie kann die Erhöhung auf die unteren Lohn— 
ufen beſchränken. 


(2) Der Geſamtbetrag von Krankengeld und Zuſchlag für Angehörige ($ 191 R. V. O.) darf ſechzig 


vom Hundert des Grundlohns nicht überſteigen. 


In der Wochenhilfe, Familienwochenhilfe und Wochenfürſorge (8$ 195 , 205 R. V. O., Ar⸗ 


tel IIl des Geſetzes vom 27. März 1925) beträgt bis auf weiteres das Wochengeld mindeſtens 


unfzig Pfennig und das Stillgeld mindeſtens fünfundzwanzig Pfennig. 3 
8 3 ea 

() Bei der Beurteilung der Gleichwertigkeit von Kaſſenleiſtungen ($$ 259 ff. R.B.D.) werden 
i Anebrteiftungen der maßgebenden Kaſſe nicht berückſichtigt, die durch eine Erhöhung der Beiträge über 
unf vom Hundert des Grundlohns hinaus ermöglicht werden. um 
5 Ei (2) Die Gleichwertigkeit wird von Jahr zu Jahr feſtgeſtellt, wenn Tatſachen vorliegen, welche 
A frühere Feſtſtellung als nicht mehr zutreffend erſcheinen laſſen ($ 262 R. V. O.). 
3 8 4 | | 
Das Verſicherungsamt kann die Arbeitgeber und die Verſicherten zur Erfüllung ihrer Pflicht zur 
880 skunfterteilung uſw. nach $ 318 a Abſ. 1 R. V. O. durch Geldſtrafen bis zu dem im 8 879 R. V. O. 
tgeſehenen Höchſtbetrage anhalten. N | 
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$5 
Bei Gewährung von Barleiſtungen anſtelle der freien ärztlichen Behandlung ($ 370 Abf. 1 
R. V. O.) erhöht ſich bei Arbeitsunfähigkeit zugleich das Krankengeld um zehn vom Hundert des 
Grundlohns, mindeſtens aber um dreißig Pfennige für den Kalendertag. 


Ss 6 
Über fünfeinhalb vom Hundert, bei Landkrankenkaſſen viereinhalb vom Hundert des Grundlohns 
dürfen die Beiträge nur zur Deckung der Regelleiſtungen oder auf übereinſtimmenden Beſchluß der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer im Ausſchuß erhöht werden. Soll der Beitrag auf ſechseinhalb 
vom Hundert, bei Landkrankenkaſſen fünfeinhalb vom Hundert des Grundlohns und darüber feſtgeſetzt 
werden, ſo bedarf es außerdem der Zuſtimmung des Oberverſicherungsamts; das Verſicherungsamt hat 
den Sachverhalt feſtzuſtellen und mit gutachtlichen Außerungen dem Oberverſicherungsamt vorzulegen. 
87 
(1) Die Anordnung über Abführung der Beitragsteile der Arbeitgeber und der Verſicherten 
(s 398 ff. R. V. O.) erläßt nach Anhörung der Kaffe das Verſicherungsamt. Sie kann auch allge— 
mein für den Bezirk einer Krankenkaſſe oder für Teile davon erfolgen und kann jederzeit aufgehoben 
werden. N 
(2) Die Entſcheidungen des Verſicherungsamts ſind endgültig. 


8 8 
Unter Aufhebung des $ 9 in der Verordnung über Krankenverſicherung vom 3. Februar 1919 
Reichsgeſetzbl. S. 191 ff.) wird verordnet, daß Befreiungen nach 8 418 R. V. O. wieder zuläſſig ſind. 


8 9 
$ 10 in der Verordnung über Krankenverſicherung vom 3. Februar 1919 (Reichsgeſetzbl. S. 191 ff.) 
erhält folgenden Wortlaut: 
(1) Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung dürfen Betriebskrankenkaſſen nicht mehr neu er— 
richtet werden, 
(2) Dies gilt auch für bereits ſchwebende Verfahren. 


8 10 

(1) Die Vorſchriften in den SS 4, 6, 7 und 9 treten mit dem Tage der Verkündung, die übrigen 
Vorſchriften mit dem 3. April 1932 in Kraft. i 

(2) Verſicherungsfälle, die vor dieſem Tage bereits eingetreten find, unterliegen von dieſem Tage 
an den Vorſchriften dieſer Verordnung. 

Abſchnitt 3 

(1) Bis zu einer anderweiten geſetzlichen Regelung werden die Leiſtungen aus der Krankenver— 
ſicherung auf die Regelleiſtungen und auf eine Familienhilfe nach S 205 Abſ. 1 und 2 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung beſchränkt. Laufende Leiſtungen bleiben unberührt. 

(2) Die Wiedergewährung von darüber hinausgehenden Mehrleiſtungen bedarf der Zuſtimmung 
des Oberverſicherungsamts. Die Zuſtimmung iſt unzuläſſig, wenn der höchſte Beitrag höher als fünf 
vom Hundert des Grundlohns iſt. Die neue Satzungsbeſtimmung wird unwirkſam, ſobald der Bei— 
trag höher als fünf vom Hundert des Grundlohns wird. Für die See-Krankenkaſſe bleibt es bei der 
Zuſtändigkeit des Landesverſicherungsamts. 

8 2 

(1) Bis zum Schluſſe des Jahres 1932 dürfen die Krankenkaſſen zur Abwendung einer Beitrags: 
erhöhung einen angemeſſenen Teil der Rücklage verwenden, auch wenn dieſe die in $ 364 Abſ. 1 der 
Reichsverſicherungsordnung feſtgeſetzte Höhe noch nicht erreicht hat, oder die Auffüllung der Rücklage 
ausſetzen. 

(2) Der Senat kann die Friſt verlängern. 

8 3 

Als Erſatz der Koſten für die Krankenpflege nach den §§ 219 bis 222 der Reichsverſicherungs— 

ordnung iſt der Betrag von 1,25 Gulden täglich zu zahlen. 
8 4 

In den Fällen des § 313 b Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung hat die bisherige Kaſſe der 
Kaſſe, bei der die Mitgliedſchaft fortgeſetzt wird, auch die Koſten zu erſtatten, die ihr durch Gewährung 
von Wochenhilfe oder Familienwochenhilfe in den erſten drei Monaten erwachſen. 

8 5 
Die Vorſchriften dieſes Abſchnitts treten mit dem 3. April 1932 in Kraft. 
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Kapitel II 
Anfallverſicherung 
8 1 

(1) Eine Rente wird nicht gewährt, wenn die Erwerbsfähigkeit des Verletzten infolge des Unfalls 
um weniger als ein Fünftel gemindert iſt. 

(2) Die Rente wird jedoch gewährt, wenn der Verletzte auf Grund eines früheren Unfalls An— 
ſpruch auf eine Verletztenrente aus der Unfallverſicherung hat. Sie fällt in einem ſolchen Falle weg, 
wenn die Hundertſätze der Verletztenrenten zuſammen nicht mehr die Zahl fünfundzwanzig erreichen. 
Iſt die Rente weggefallen, jo iſt der Anſpruch auf Wiedergewährung nur begründet, ſolange die Er— 
werbsfähigkeit des Verletzten infolge einer weſentlichen Verſchlimmerung der Unfallfolgen für länger 
als drei Monate um mehr als ein Viertel gemindert iſt. 


8 2 

(1) Hat der Verletzte zwei Jahre lang Rente von zwanzig vom Hundert der Vollrente bezogen, 
ſo fällt ſie weg. Das gilt nicht, ſolange der Verletzte auf Grund eines anderen Unfalls Anſpruch 
auf eine Verletztenrente aus der Unfallverſicherung hat. 

(2) Iſt die Rente weggefallen oder vor Ablauf von zwei Jahren entzogen, jo gilt $ 1 Abſ. 2 
Satz 3 entſprechend. 

83 

(1) Bei Unfällen der 
Hals Unternehmer Verſicherten, 
als Lotſen Verſicherten, 

. als Ehegatte eines Unternehmers Verſicherten, 
Verwandten aufſteigender oder abſteigender Linie des Unternehmers oder feines Ehegatten, 
. andern den ehelichen Kindern des Unternehmers oder ſeines Ehegatten Gleichgeſtellten, und 
zwar 
a) die für ehelich erklärten Kinder, 
b) die an Kindes Statt angenommenen Kinder, 
c) die unehelichen Kinder eines männlichen Verſicherten, wenn ſeine Vaterſchaft feſtgeſtellt iſt, 
d) die unehelichen Kinder einer Verſicherten, 
e) die Stiefkinder und die Enkel, wenn fie vor Eintritt des Verſicherungsfalls von dem Ver⸗ 
ſicherten überwiegend unterhalten worden. ſind, * 
6. Geſchwiſtern des Unternehmers oder ſeines Ehegatten 
wird eine Rente nicht gewährt, wenn die Erwerbsfähigkeit des Verletzten infolge des Unfalls um 
weniger als ein Drittel gemindert iſt. 

(2) Die Rente wird jedoch gewährt, wenn der Verletzte auf Grund eines früheren Unfalls An⸗ 
ſpruch auf eine Verletztenrente aus der Unfallverſicherung hat. Sie fällt in einem ſolchen Falle weg, 
wenn die Hundertſätze der Verletztenrenten zuſammen nicht mehr die Zahl 35 erreichen. Iſt die Rente 
weggefallen, ſo iſt der Anſpruch auf Wiedergewährung nur begründet, ſolange die Erwerbsfähigkeit 
des Verletzten infolge einer weſentlichen Verſchlimmerung der Unfallfolgen für länger als drei Monate 
um mehr als 35 vom Hundert gemindert iſt. 


* o 


8 4 


00 Sit nach allgemeinen Erfahrungen unter Berüchſichtigung der beſonderen Verhältniſſe des ein⸗ 


zelnen Falles die Erwartung gerechtfertigt, daß nur eine vorläufige Rente zu gewähren iſt, ſo kann 
die Genoſſenſchaft den Verletzten nach Abſchluß des Heilverfahrens durch eine Geſamtvergütung in 
Höhe des vorausſichtlichen Rentenaufwands abfinden. Iſt nach Ablauf des Zeitraums, für den die 
Abfindung beſtimmt war, infolge des Unfalls die Erwerbsfähigkeit der im § 3 Bezeichneten noch um 
wenigſtens ein Drittel, die Erwerbsfähigkeit anderer Verletzter noch um wenigſtens ein Fünftel be 
ſchränkt, ſo iſt auf Antrag Rente zu gewähren. 

(2) Im übrigen gelten die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über Kapitalabfindung 
(Abfindung) entſprechend. 5 

8 . 

Verſchwägerte aufiteigender oder abſteigender Linie ſtehen im Sinne des $ 3 den Verwandten 
aufſteigender oder abſteigender Linie gleich. ie 

Ein Beſcheid oder Endbeſcheid, der die Rente herabſetzt oder entzieht, wird, wenn er bis zum 
10. eines Monats zugeſtellt iſt, mit Ablauf dieſes Monats wirkſam, ſonſt mit Ablauf des auf die 
Zuſtellung folgenden Monats. 


= a ER . 
5 0 87 2 


Beitragsvorſchüſſe ſtehen im Sinne des § 765 Abſ. 1, $ 1026 der Reichsverſicherungsordnung den 
Beiträgen gleich. 


F 
n 


8 8 8 4 

Den durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt nach § 936 ff. ſetzt der Senat feſt. Er kann dabei 
; anordnen, daß die von ihm feſtgeſetzten durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſte auch für Unfälle, die 
= vor dem Inkrafttreten feiner Anordnung ſich ereignet haben, gelten ſollen; von dieſer Anordnung er⸗ 
2 halten die Verletzten unter Neuerrechnung der Rente eine Mitteilung. Ein Rechtsmittel gegen dieſe 
5 Mitteilung findet nicht ſtatt. 
* 8 9 
x (1) Die Vorſchriften der SS 1 bis 6 dieſes Kapitels gelten ohne Rückſicht auf die Zeit des Un— 
AR falls mit Wirkung vom 1. April 1932. 


(2) Über den Wegfall der bisherigen Renten, die nach den Vorſchriften der SS 1, 2, 3 dieſes 
Abſchnittes nicht mehr gewährt werden, erhält der Berechtigte eine Mitteilung; ein Rechtsmittel findet 
2 nicht ſtatt. Ein Beſcheid (§ 1583 Abſ. 1 der Reichs verſicherungsordnung) iſt zu erteilen, wenn ſtreitig 
iſt, ob dem Wegfall der Rente der Bezug einer anderen Verletztenrente aus der Unfallverſicherung ent— 


gegenſteht, oder wenn die Aufſichtsbehörde es verlangt. 


§ 10 
Die Vorſchriften der SS 1, 2, 6 und 8 dieſes Kapitels gelten entſprechend für Verletztenrenten, 
die auf Grund des Geſetzes, betreffend die Unfallfürſorge für Gefangene, vom 30. Juni 1900 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 536) gewährt werden. Der Senat iſt ermächtigt, das Geſetz den Vorſchriften der ge— 
ſetzlichen Unfallverſicherung anzupaſſen; er kann hierbei von dieſen Vorſchriften abweichen. 
8 11 g 
Der Senat kann die Beziehungen zwiſchen den Krankenkaſſen und den Trägern der Unfallver— 
verſicherung abweichend von den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung regeln. 
8 12 
Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
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55 8 Kapiel III 
| Gemeinſame Vorſchriften 
Abſchnitt 1 
= In der Sozialverſicherung nach den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung und des Ange— 
— ſtelltenverſicherungsgeſetzes unterliegen Anſprüche auf Renten für Verſicherte, auf Erhöhung ſolcher 
f Renten mit Rückſicht auf den Familienſtand (Kinderzuſchuß) und auf Verſorgung der Hinterbliebenen 
(Hinterbliebenenrente für alle Verſicherungen, Waiſenrente für Kinder) folgenden Beſchränkungen: 


8 1 
(1) In der Invalidenverſicherung werden über das vollendete 15. Lebensjahr hinaus Kinderzu— 
ſchüſſe und Waiſenrenten nicht gewährt. | 
(2) In allen Zweigen der Sozialverſicherung gelten für den Kinderzuſchuß und die Waiſenrente 
Stiefkinder und Enkel nicht als Kinder. 
8 2 


(J Die Rente einer verſicherten Ehefrau wird für ihre Kinder, die eheliche Kinder des Mannes 
ſind, oder deren rechtliche Stellung haben, um den Kinderzuſchuß nur erhöht, wenn die Verſicherte vor 
Eintritt des Verſicherungsfalls den Unterhalt der Kinder ganz oder überwiegend beſtritten hat. 

(2) Nach dem Tode einer verſicherten Ehefrau wird Waiſenrente an ihre Kinder, die eheliche 
Kinder des hinterbliebenen Ehemannes ſind oder deren rechtliche Stellung haben, nur gewährt, wenn 
die Verſtorbene den Unterhalt der Kinder ganz oder überwiegend beſtritten hat. 25 
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* (1) Mehreren Empfängern von Renten aus einem Verſicherungszweige wird der Kinderzuſchuß 
für dasſelbe Kind nur einmal gewährt, und zwar demjenigen, der das Kind ganz oder überwiegend 
unterhält. 

Re: (2) Treffen für dasſelbe Kind die Vorausſetzungen für mehrere Waiſenrenten aus einem Ver— 
= ſicherungszweige zuſammen, ſo wird die Waiſenrente nur einmal gewährt, und zwar zum höheren Be— N 
. trage. 6 
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8 4 


Treffen die Vorausſetzungen für mehrere Renten aus der Invalidenverſicherung oder für mehrere 
Renten aus der Angeſtelltenverſicherung zuſammen, oder tritt neben dem Anſpruch auf eine Rente aus 
der Invalidenverſicherung der Anſpruch auf eine Rente aus der Angeſtelltenverſicherung, ſo erhält der 
Berechtigte nur die höchſte Rente. Die Vorſchriften des § 3 Abſ. 2 und über die Wanderverſicherung 
bleiben unberührt. n 

| § 5 

(1) Die Hinterbliebenenrenten aus einem Verſicherungszweige dürfen zuſammen nicht höher ſein 
als die Rente ausſchließlich des Kinderzuſchuſſes, die dem Verſtorbenen aus dieſem Verſicherungszweige 
zur Zeit des Todes zuſtand oder zugeſtanden hätte, wenn er zu dieſem Zeitpunkt invalide (berufs- 
unfähig, voll erwerbsunfähig) geweſen wäre; ſonſt werden ſie nach dem Verhältnis ihrer Höhe gekürzt. 
Beim Ausſcheiden eines Hinterbliebenen erhöhen ſich die Hinterbliebenenrenten bis zum zuläſſigen Höchſt⸗ 
betrag. 

(2) In der Unfallverſicherung iſt der Höchſtbetrag für die Hinterbliebenen zwei Drittel des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes. 

§ 6 

Witwenrenten nach Artikel 3 des Geſetzes über Leiſtungen in der Invalidenverſicherung vom 

7. Oktober 1930 (G. Bl. S. 206) werden nicht mehr gewährt. 
ST 

(1) Die Renten aus der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung beginnen mit dem erſten 
Tage des Monats, der auf den Monat folgt, in dem die Vorausſetzungen für die Gewährung der 
Rente erfüllt ſind. Soweit die Gewährung der Rente davon abhängt, daß ſechsundzwanzig Wochen 
vorübergehender Invalidität oder Berufsunfähigkeit verſtrichen ſind, oder das Krankengeld wegfällt, be⸗ 
ginnt die Rente mit dem erſten Tage des Monats, in dem dieſe Vorausſetzungen eintreten. 

(2) Iſt der Rentenantrag nach Ablauf des Monats geſtellt, in dem die Vorausſetzungen für die 
Gewährung der Renten erfüllt ſind, ſo beginnt die Rente mit dem erſten Tage des Monats, der auf 
den Antragsmonat folgt. Das gilt auch dann, wenn der Berechtigte den Antrag nicht früher ſtellen 
konnte. i 

8 8 

Der Betrag aller baren Leiſtungen wird bei jeder Auszahlung auf zehn Pfennig nach unten ab- 

gerundet. 


8 9 

(1) In der Invalidenverſicherung dauert die Wartezeit ($ 1278 der R. V. O.) zweihundertfünfzig 
Beitragswochen. Sind weniger als zweihundertfünfzig Beiträge auf Grund der Verſicherungspflicht ge⸗ 
leiſtet, ſo dauert die Wartezeit fünfhundert Beitragswochen. Bei der Altersinvalidenrente dauert die 
Wartezeit ſiebenhundertfünfzig Beitragswochen. 

(2) Die einſchränkende Beſtimmung des 8 1279 der Reichsverſicherungsordnung bezüglich der An⸗ 
rechnungsfähigkeit von freiwilligen Beiträgen wird aufgehoben. 

(3) Als Wochenbeiträge im Sinne des § 1280 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung zählen 
auch Zeiten, während deren Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung bezogen wird, ohne daß eine 
invalidenverſicherungspflichtige Beſchäftigung ausgeübt wird ($ 1281 R. V. O.). 8 
q) In der Angeſtelltenverſicherung dauert die Wartezeit ($ 49 des Angeſtelltenverſicherungsge⸗ 
ſetzes in der Faſſung des 3. Geſetzes über den Ausbau der Angeſtelltenverſicherung vom 13. 6. 1929 
— G. Bl. S. 100 —) ſechzig Beitragsmonate. Sind weniger als ſechzig Beitragsmonate auf Grund 
der Verſicherungspflicht nachgewieſen, ſo dauert die Wartezeit einhundertzwanzig Beitragsmonate. Bei 
dem Altersruhegeld dauert die Wartezeit einhundertachtzig Beitragsmonate. 

8 10 N 

Ein Beſcheid, der eine Rente aus der Invalidenverſicherung entzieht, wird, wenn er bis zum 
10. eines Monats geſtellt iſt, mit Ablauf dieſes Monats wirkſam, ſonſt mit Ablauf des auf die Zu⸗ 
ſtellung folgenden Monats. i Sa 
8 11 N 
(1) Die Invalidenrenten und das Ruhegeld aus der Angeſtelltenverſicherung ruhen neben 


Krankengeld von mindeſtens einmonatiger Dauer aus der Sozialverſicherung oder Reichs- 


verſorgung, 
Verletztenrente aus der Unfallverſicherung, 


Beſchädigten⸗ und Dienſtzeitrenten (ohne Pflegezulage, Führerhundzulage und Zuſatz⸗ 
rente) nach dem Geſetz über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen 


— 


Sr 88 | 


* Ne 4 
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S 
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bei Dienſtbeſchädigung (Verſorgungsgeſetz), dem Geſetz über die Verſorgung der vor dem 
1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen Militärperſonen und ihrer Hinter: 
bliebenen (Altrentnergeſetz), den früheren Militärverſorgungsgeſetzen, dem Polizeibeamtenge— 
ſetz vom 27. 7. 1923, 

Ruhegehältern und Wartegeldern auf Grund einer Beſchäftigung nach SS 1234, 1242 
der Reichsverſicherungsordnung und SS 10, 16 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes bis zur 
Höhe dieſer Bezüge. Das gilt auch, ſoweit anſtelle einer dieſer Leiſtungen Krankenhauspflege 
oder Heilanſtaltspflege (Anſtaltspflege) tritt; in der Unfallverſicherung ſteht dabei die Heil— 
anſtaltspflege (Anſtaltspflege) der Vollrente gleich. 

(2) Die Hinterbliebenenrenten aus der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung ruhen neben 

Hinterbliebenenrenten aus der Unfallverſicherung, Witwenrenten (ohne Zuſatzrente) aus 
den im Abſatz 1 Satz 1 aufgeführten Verſorgungsgeſetzen, 

Hinterbliebenenbezügen auf Grund verſicherungsfreier Beſchäftigung (Abſ. 1 Satz 1) 

bis zur Höhe dieſer Bezüge. 

(3) Beim Zuſammentreffen mit Bezügen aus den im Abſatz 1 Satz 1 aufgeführten Verſorgungs— 
geſetzen oder auf Grund verſicherungsfreier Beſchäftigung (Abſ. 1 Satz 2) wird, wenn der Verſicherte 
oder ſein Arbeitgeber für ihn freiwillige Beiträge entrichtet oder ſich freiwillig höher verſichert hat, 
vom Ruhen der Teil der Rente ausgenommen, der dem Verhältnis der freiwilligen zur geſamten 
Beitragsleiſtung entſpricht. 

(4) Beim Zuſammentreffen mit Renten aus der Unfallverſicherung tritt das Ruhen erſt ein, 
wenn Unfallrente tatſächlich gewährt wird. 

(5) Kommen für das Ruhen mehrere Renten aus verſchiedenen Verſicherungszweigen in a jo 
gilt folgende Reihenfolge: Invalidenverſicherung, Angeſtelltenverſicherung. Bei Renten aus der Inva⸗ 
lidenverſicherung ruht der Anteil des Verſicherungsträgers vor dem Anteil des Staates. 


8 12 


(1) Laufende Leiſtungen aus der Erwerbsloſenfürſorge ſtehen den in N 1531 Abſ. 1 der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung und in $ 76 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes genannten Unterſtützungen gleich. 
(2) Dieſe Gleichſtellung erſtreckt ſich auch auf Leiſtungen, die vor dem Inkrafttreten dieſer Ver— 


ordnung gewährt worden ſind. 


s 13 

(1) Die Vorſchriften im $ 9 Abſ. 2 und 3 und in den SS 10 und 12 treten mit dem Tage der 
Verkündung, im übrigen tritt dieſer Abſchnitt mit Wirkung vom 1. April 1932 in Kraft. 

(2) Die Vorſchriften des S 1 Abſ. 2 und der SS 2 bis 5 und 7 gelten für Anſprüche aus Ver— 
ſicherungsfällen, die vor dem 1. April 1932 eingetreten ſind, dann, wenn der Verſicherungsträger 
ſeinen Beſcheid nach dem Tage der Verkündung dieſer Verordnung erteilt, es ſei denn, daß der Renten— 
antrag vor dem 1. Januar 1932 geſtellt war. 

(3) Die Vorſchriften des §S 1 Abſ. 1 und des 8 6 finden mit Wirkung vom 1. April 1932 auch An⸗ 
wendung auf Renten aus Verſicherungsfällen, die vor dem 1. April 1932 eingetreten ſind. Die Rechts- 
kraft früherer Entſcheidungen ſteht nicht entgegen. Die Anderung iſt dem Berechtigten mitzuteilen. Sie 
tritt erſt mit dem Ablauf des Kalendermonats ein, in dem Mitteilung erfolgt; ein Rechtsmittel findet 
nicht ſtatt. 

(4) Wenn eine vor dem 1. April 1932 ſeſtgeſtellte und an dieſem Tage noch laufende Rente 
gemäß 8 11 ruht, gilt Abſ. 3 Satz 3 entſprechend. Beim Ruhen neben Bezügen aus der Unfallver— 


ſicherung, aus den im S 11 Abi. 1 Satz 1 aufgeführten Verſorgungsgeſetzen oder auf Grund ver— 


fiherungsfreier Beſchäftigung bleibt von dieſen Bezügen ein Betrag von 30 Gulden monatlich unberück— 
ſichtigt. 
Abſchnitt 2 
8 

Der Kinderzuſchuß, auf den ein Berechtigter Anſpruch hat, kann mit ſeiner Zuſtimmung einem 
Dritten auf deſſen Antrag ausgehändigt werden, wenn dieſer den Unterhalt des Kindes überwiegend 
beſtreitet. Eine Verfügung des Berechtigten über den Kinderzuſchuß für dieſe Zeit iſt unwirkſam. 
Verweigert der Berechtigte die Zuſtimmung oder iſt ſie aus einem anderen Grunde nicht zu erlangen, 
ſo kann ſie vom Verſicherungsamt erſetzt werden. 


8 2 


Der Aufenthalt des 8 in einer Beſſerungsanſtalt begründet für 85 Re das Ruhen 
einer Rente. 
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8 3 
Die Träger der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung können für Beitragsrückſtände Zinſen 
erheben. Die Höhe des Zinsſatzes beſtimmt das Landesverſicherungsamt. l 


8 4 
In der Angeſtelltenverſicherung beträgt das Hausgeld nach § 39 des Angeſtelltenverſicherungs⸗ 
geſetzes täglich drei Zwanzigſtel des zuletzt gezahlten Monatsbeitrags. Haben Verſicherte den Unterhalt 
ihrer Angehörigen wohl überwiegend, aber nicht ganz beſtritten, ſo darf das Hausgeld den Betrag von 
acht Zehntel des zur Beſtreitung des Unterhalts geleiſteten Zuſchuſſes nicht überſchreiten. 


8 5 

In der Invaliden- und der Angeſtelltenverſicherung muß der Antrag auf Hausgeld nach 8 1271 der 
Reichsverſicherungsordnung und § 39 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes bei Verluſt des Anſpruchs 
ſpäteſtens vier Wochen nach Beendigung des Heilverfahrens bei dem Verſicherungsträger eingegangen 
ſein. 

8 6 

In der Angeſtelltenverſicherung bleiben vorübergehende Dienſtleiſtungen verſicherungsfrei, wenn ſie 
von Perſonen, die ſonſt berufsmäßig keine Angeſtelltenverſicherungspflicht begründende Beſchäftigung 
ausüben, entweder nur gelegentlich, insbeſondere zur gelegentlichen Aushilfe oder zwar in regelmäßiger 
Wiederkehr, aber nur nebenher und gegen einen geringfügigen Entgelt ausgeführt werden. Eine Be⸗ 
ſchäftigung gilt als gelegentliche Dienſtleiſtung, wenn ſie in höchſtens drei aufeinander folgenden Mo⸗ 
naten oder während eines Kalenderjahres insgeſamt in höchſtens drei Monaten ausgeübt wird. Ein 
Entgelt gilt als geringfügig, wenn er im Durchſchnitt einhundertfünfundzwanzig Gulden im Monat nicht 
überſchreitet; ein höherer Entgelt dann, wenn er durchſchnittlich zwanzig vom Hundert des Geſamt⸗ 
einkommens nicht überſchreitet. 

8 7 

Das Landesverſicherungsamt kann, unbeſchadet der Vorſchrift des § 28 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, Beamte oder Angeſtellte der Träger der Unfall-, Invaliden⸗ und Angeſtelltenverſicherung 
nach Anhörung des Verſicherungsträgers als Vollſtreckungsbeamte und als Vollziehungsbeamte be⸗ 
ſtellen. 

8 8 

(1) Die Vorſchriften des Abſchnitts 2 treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Die Vorſchriften des 8 4 gelten für Anſprüche auf Hausgeld, die vor dem Tage der Ver⸗ 
kündung dieſer Verordnung feſtgeſtellt ſind, und aus denen Hausgeld an dieſem Tage noch gezahlt wird. 
Die Rechtskraft früherer Entſcheidungen ſteht nicht entgegen. Die Anderung iſt den Berechtigten mitzul eilen. 
Sie tritt mit dem Tage der Zuſtellung der Benachrichtigung ein. Ein Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 


Kapitel IV 
Schluß vorſchriften 
8 1 
(1) Vorbereitende Maßnahmen zur Durchführung der Vorſchriften über die Sozialverſicherung 
können ſchon nor dem Inkrafttreten der einzelnen Vorſchriften getroffen werden. 
. (2) Der Senat kann zur Durchführung der Vorſchriften Rechtsverordnungen und allgemeine Ver⸗ 
waltungsvorſchriften erlaſſen. Er kann Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes zwecks Anpaſſung an die Vorſchriften dieſer Verordnung ändern. f 
8 2 
Bei Leiſtungsunfähigkeit eines Verſicherungsträgers kann der Senat für den Bezirk dieſes Verſiche⸗ 
rungsträgers oder für Teile davon die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung und des Ange⸗ 
ſtelltenverſicherungsgeſetzes auf eine beſtimmte Zeitdauer ganz oder teilweiſe außer Kraft ſetzen. Die 
getroffenen Maßnahmen ſind aufzuheben, ſobald die Leiſtungsfähigkeit des Verſicherungsträgers ſicher⸗ 
geſtellt iſt. 5 
83 


Die Vorſchriften dieſes Kapitels treten mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 1. März 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski-Keiſer 


— 


al #1 Zar 


Verordnun g 
zur Anderung des Lohnſummenſteuergeſetzes. 
Vom 29. 2. 1932. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 7 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 


Das Lohnſummenſteuergeſetz vom 27. Juni 1930 (G. Bl. S. 141) wird wie folgt geändert: 
In $ 11 wird die Zahl 1932 durch die Zahl 1933 erſetzt. 


82 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 29. Februar 1932. 


8 Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 
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